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1 

Zu Abschnitt 2.1 
Zu Absatz 1 bis 4 

Ausbildungshilfe „Der Wehrbeauf- 
tragte des Deutschen Bundestages“ 

Die Kenntnis der Soldaten über Aufga- 
ben und Bedeutung des Wehrbeauf- 
tragten des Deutschen Bundestages 
wird in Zukunft durch eine gesonderte 
Ausbildungshilfe weiter vertieft. Darin 
wird zugleich der Verfassungsauftrag 
des Wehrbeauftragten des Deutschen 
Bundestages in all seinen Aspekten 
verdeutlicht. 

Die Ergebnisse der Truppenerprobung 
werden zur Zeit in den vorliegenden 
Entwurf der Ausbildungshilfe eingear- 
beitet. Die Herausgabe soll noch 1988 
erfolgen. 

2 

Zu Abschnitt 2.1 
Zu Absatz 1 bis 4 

Anwendung des Petitions- und Be- 
schwerderechts 

Die geäußerten Zweifel an Beachtung 
und Durchsetzbarkeit geschützter 
Grundrechte werden die Rechtsberater 
und Rechtslehrer veranlassen, sich die- 
ser Problematik bei der Beratung und 
Ausbildung der Disziplinarvorgesetz- 
ten verstärkt anzunehmen. 

In allen Dienstbesprechungen des 
Rechtspflegebereichs ist auf diese Pro- 
blematik hingewiesen worden. Dies 
wird auch weiterhin geschehen. 


Zugeleitet mit Schreiben des Parlamentarischen Staatssekretärs beim Bundesminister der Verteidigung 
vom 25. Februar 1988 gemäß Beschluß des Deutschen Bundestages vom 10. Dezember 1987 — Druck- 
sache 11/1 131. 
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3 


Zu Abschnitt 2.1 
Zu Absatz 7 
bis 12 


Petitions- und Beschwerderecht 

Der Hinweis des Wehrbeauftragten des 
Deutschen Bundestages, daß in nen- 
nenswerter Zahl Erkenntnisse vorlie- 
gen, die trotz gegebener Anlässe auf 
eine Nichtinanspruchnahme des Peti- 
tions- oder Wehrbeschwerderechts 
schließen lassen, wird als Anlaß ge- 
nommen, diese Frage zu untersuchen. 


Die angekündigte Untersuchung ist 
eingeleitet. Eine Befragung soll Auf- 
schluß bringen, wodurch sich Soldaten 
beschwert fühlen, warum sie sich be- 
schwert bzw. — trotz empfundener Be- 
schwer — davon abgesehen haben und 
ob ihnen eine Beschwerdeentschei- 
dung oder eine Erledigung auf an- 
dere Weise Genugtuung verschaffen 
konnte. Die Vorgesetzten sollen zu ih- 
rer Sicht als Beschwerdeentscheidende 
befragt werden. Der vorliegende Ent- 
wurf des Fragenkatalogs bedarf jedoch 
noch weiterer Differenzierungen. 


Der Personenkreis der Befragten wird 
ein repräsentatives Bild darstellen. 


4 


Zu Abschnitt 2.2 
Zu Absatz 7 


Zuständigkeit Truppendienstgerichte 

Ob die auch von den Präsidenten der 
Truppendienstgerichte und den Vorsit- 
zenden der Truppendienstkammern 
begrüßte Anregung hinsichtlich einer 
Erweiterung der Zuständigkeit der 
Truppendienstgerichte aufgegriffen 
werden kann, bedarf einer sorgfältigen 
Prüfung. 

Hinsichtlich der anderen vorgeschla- 
genen Zuständigkeitsverlagerungen 
müssen zunächst Erhebungen ange- 
stellt werden. 


Die Erhebungen zur Anzahl der Ver- 
fahren, die den Vorschlag zur Ände- 
rung der Zuständigkeit betreffen, ha- 
ben ergeben: 

1. Feststellungen des Verlustes der 
Dienstbezüge in entsprechender An- 
wendung des § 121 der Bundesdis- 
ziplinarordnung. 

Anzahl der gerichtlichen Verfahren: 
1984: 9, 1985: 2, 1986: 6. 

2. Fristlose Entlassung von Soldaten 
auf Zeit während der ersten vier 
Jahre nach § 55 Abs. 5 Soldatenge- 
setz. 

Anzahl der gerichtlichen Verfahren: 
1984: 36, 1985: 30, 1986: 26. 

3. Verpflichtung zum Nachdienen nach 
§ 5 Abs. 3 Wehrpflichtgesetz. 

Anzahl der gerichtlichen Verfahren: 
1984: 4, 1985: 3, 1986: 1. 

Die Übertragung dieser Verfahren auf 
die Truppendienstgerichte würde nur 
zu einer geringfügigen Verbesserung 
der Auslastung führen. Daher ist der 
Handlungsbedarf gering. 

Darüber hinaus ist in diesem Zusam- 
menhang der WB O -Novellierungsent- 
wurf des Deutschen Bundeswehr-Ver- 
bandes e. V. zu bedenken. Dieser 
schlägt erheblich weitergehend vor, 
alle verwaltungsgerichtlichen Verfah- 
ren von Soldaten aus dem Wehrdienst- 
verhältnis auf die Truppendienstge- 
richte zu übertragen. Einer so weitge- 
henden Zuständigkeitserweiterung wi- 
dersprechen jedoch sogar der Wehr- 
dienstrichterbund und der Deutsche 
Richterbund. Der Bund Deutscher Ver- 
waltungsrichter hat sich dieser Ableh- 
nung angeschlossen. 


2 
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5 

Zu Abschnitt 2.5 
Zu Absatz 1 bis 7 

Dienstzeitbelastung (individuelle fi- 
nanzielle Vergütung) 

Dies aber macht die leistungsgerechte 
und individuelle Vergütung von Spit- 
zendienstzeiten zwingend erforderlich, 
zumal auch der Bundesminister der 
Verteidigung die Auffassung vertritt, 
daß die derzeitige Pauschalvergütung 
einer Reduzierung der Dienstzeitbela- 
stung eher entgegensteht. 

Der Verteidigungsausschuß des Deut- 
schen Bundestages wurde am 3. Fe- 
bruar 1988 mündlich und anschließend 
schriftlich über den Sachstand der 
Maßnahmen unterrichtet. 

6 

Zu Abschnitt 2.5 
Zu Absatz 

Dienstzeitbelastung (Ausbildungspla- 
nung) 



8 und 9 

Auch der für den auf 18 Monate verlän- 
gerten Grundwehrdienst zugeschnit- 
tene neue Gesamtausbildungsplan 
(GAP) ist lernzielorientiert. Soweit die 
personellen Vorgaben es zulassen, ist 
eine Verlängerung der Grundausbil- 
dung bei im wesentlichen gleichen 
Lernzielen beabsichtigt. Für die Voll- 
ausbildung wird der GAP keine neuen 
Lernziele aufnehmen, jedoch etwas hö- 
here Zeitanhalte dort anbieten, wo die 
zur Zeit laufenden Truppenversuche zu 
knappe Vorgaben nachweisen. 

Die inzwischen abgeschlossene Trup- 
penerprobung der künftigen Ausbil- 
dungsgrundlagen („Anweisung für die 
Truppenausbildung“, bisher; Gesamt- 
ausbildungsplan) hat zu folgenden Er- 
gebnissen geführt: 

— Einführung einer dreimonatigen 
„Allgemeinen Grundausbildung" 
mit Abschluß Zuerkennung der ATN 
Sicherungssoldat für ca. 60% des 
Heeres. 

— Reduzierung der Dienstzeit in der 
Grundausbildung von 572 Stunden 
auf 505 Stunden. 

— Keine zusätzlichen Ausbildungsziele 
in der Vollausbildung. 

— Verbesserung der Ausbildung für die 

Mobilmachungsverwendung, be- 

sonders bei Reserveoffizieren, Reser- 
veunteroffizieren und für — noch zu 
bestimmende — strukturabhängige 
Mangel- ATN bei Mannschaften. 


3 
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7 


Zu Ab- 
schnitt 2.6.1 
Zu Absatz 
1 und 2 


Personalstrukturgesetz 

Die mit dem Personalstrukturgesetz 
eingeleitete positive Entwicklung wird 
sich nach den bisher vorliegenden Er- 
kenntnissen im Jahre 1987 fortsetzen. 


Das Personalstrukturgesetz (Pers- 
StruktG) hat sich auch 1987 positiv im 
Sinne der vom Gesetzgeber beabsich- 
tigten Folgen ausgewirkt. 


Der Verwendungs- und Beförderungs- 
stau wird weiterhin deutlich gemil- 
dert. 


1987 konnten insgesamt weitere 
288 Berufsoffiziere des Truppendien- 
stes nach dem PersStruktG in den Ru- 
hestand versetzt werden. Dadurch wur- 
den 420 Offiziere, die das für einsatz- 
wichtige Dienstposten vorgeschriebene 
Grenzalter überschritten hatten, anfor- 
derungsgerecht durch jüngere Offi- 
ziere ersetzt. 


In einsatz- und führungs wichtigen 
Funktionen mit Grenzalterbindung 
wurden im Jahre 1987 insgesamt 
833 Verwendungswechsel ausgelöst. 
Sie führten durch entsprechende Nach- 
besetzungen zu einer Verjüngung von 
vier Jahren. 


Weiterhin wurden etwa 1 030 zusätzli- 
che Beförderungen und Einweisungen 
vom Oberleutnant bis zum Oberst aus- 
gelöst. 

Hierbei wurden besonders Hauptleute 
und Kapitänleutnante gefördert, die be- 
reits 40 Jahre und älter waren. Diese 
Offiziere sind hinsichtlich ihrer Lauf- 
bahnerwartung durch die unausgewo- 
gene Personalstruktur besonders be- 
troffen. 


Bei allen frei werdenden Stabsoffizier- 
dienstp osten wird geprüft, inwieweit in 
der Eingangsebene geeignete ältere 
Hauptleute eingesetzt werden kön- 
nen. 


Um auch die Offiziere dieser Gruppe 
verstärkt fördern zu können, werden sie 
in die Nachbesetzungsplanung der ab 
1988 in drei Schritten eingerichteten 
250 Anschlußverwendungen (kw-Stel- 
len) regelmäßig einbezogen. 


8 


Zu Abschnitt 2.6 
Zu Absatz 4 


Personalgespräche 

Auch der Erlaß über Gespräche in Per- 
sonalangelegenheiten wird mit dem 
Ziel neu gefaßt, dieses wichtige Mittel 
der Personalführung zu verbessern. 


Der neue Erlaß über Gespräche in 
Personalangelegenheiten wird z. Z. 
erarbeitet und gleichzeitig mit dem Au- 
ßerkraftsetzen des alten Erlasses 
(ZDv 20/6, Kap. 7) zum 1. April 1988 in 
Kraft gesetzt werden. Die Neufassung 
zielt besonders darauf ab, Transparenz 
und Sinnvermittlung von Personalent- 
scheidungen zu fördern. 


4 
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9 

Zu Ab- 
schnitt 2.6,2 

Zu Absatz 4 bis 8 

Verpflichtung von Soldaten auf Zeit 

Der Bundesminister der Verteidigung 
wird alle Anstrengungen unternehmen, 
um die Bereitschaft zur Weiterver- 
pflichtung mit Maßnahmen zu fördern, 
die über die Nachwuchswerbung hin- 
ausreichen. 

Das Bundeskabinett hat am 16. Dezem- 
ber 1987 die Wiedereinführung von 
Weiterverpflichtungsprämien für Un- 
teroffiziere und Mannschaften mit min- 
destens vierjähriger Verpflichtungszeit 
bei mindestens zweijähriger Weiterver- 
pflichtung gebilligt. 

Die Maßnahme soll am 1. Juli 1988 in 
Kraft treten. 

10 

Zu Ab- 
schnitt 2.6.3 

Zu Absatz 8 bis 

14 

Persönliche Umzugsverzögerungs- 
gründe 

Einen Schwerpunkt bei der Milderung 
versetzungsbedingter Nachteile und 
Härten bildet die Neufestlegung der 
— für die Gewährung von Trennungs- 
geld bedeutsamen — zwingenden per- 
sönlichen Umzugsverzögerungsgrün- 
de, insbesondere im Hinblick auf die 
schulische und berufliche Ausbildung 
von Kindern und die geltende Jahres- 
frist. Hierfür ist eine Änderung des Bun- 
desumzugskostengesetzes notwendig. 
Auf Initiative des Bundesministeriums 
der Verteidigung hat der für das Um- 
zugskostenrecht federführende Bun- 
desminister des Innern unter Beteili- 
gung der Länder bereits mit den Arbei- 
ten für eine Novellierung des Gesetzes 
begonnen. 

Der für das Umzugskostenrecht feder- 
führende Bundesminister des Innern 
beabsichtigt, einen in der Bund-Län- 
der-Kommission für das Reise- und Um- 
zugskostenrecht erarbeiteten Entwurf 
einer Neuordnung des Umzugskosten- 
rechts im Laufe der kommenden Mo- 
nate mit den Bundesressorts abzustim- 
men. 

11 

Zu Ab- 
schnitt 2,8.1 i 

Zu Absatz 4 bis 8 

Unterhaltssicherung 

Die Bundesregierung hat am 7. April 
1987 dem „Entwurf eines Siebten Ge- 
setzes zur Änderung des Unterhaltssi- 
cherungsgesetzes" zugestimmt. 

Das Änderungsgesetz soll unabhängig 
vom Zeitpunkt der Verabschiedung mit 
Wirkung vom 1. Juli 1987 in Kraft tre- 
ten. Eine Rückwirkung zum 1. Januar 
1987 ist nicht möglich. 

Sollte das Änderungsgesetz nicht mehr 
vor der Sommerpause verabschiedet 
werden, wird zu prüfen sein, ob Ab- 
schlagszahlungen — wie bei Besol- 
dungserhöhungen — geleistet werden 
können, um die betroffenen Soldaten 
und ihre Familienangehörigen mög- 
lichst schnell nach der neuen Regelung 
abzufinden und verspätete Nachzah- 
lungen zu vermeiden. 

Das Änderungsgesetz ist mit Wirkung 
vom 1, Juli 1987 in Kraft getreten. Die 
Bundesregierung hatte am 16. Juni 
1987 beschlossen, ab 1. Juli 1987 Ab- 
schlagszahlungen zu leisten. 


5 
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12 

Zu Ab- 
schnitt 2.8.1 

Zu Absatz 9 

Unterhaltssichening für Wehrübende 

Die zur Verwirklichung des nachfol- 
genden Beschlusses des Deutschen 
Bundestages notwendigen Gesetzesän- 
derungen werden zur Zeit vorbereitet: 

„Reservisten der Bundeswehr, die 
Wehrübungen leisten, sollen in Zukunft 
im Rahmen des Unterhaltssicherungs- 
gesetzes volle Verdienstausfallentschä- 
digung erhalten. 

Die vom Bund an die Rentenversiche- 
rungsträger zu entrichtenden Renten- 
versicherungsbeiträge für Wehrübende 
sollen so angehoben werden, daß per- 
sönliche Nachteile für die Betroffenen 
vermieden werden. " 

Der Referentenentwurf eines „Achten 
Gesetzes zur Änderung des Unterhalts- 
sicherungsgesetzes'' befindet sich in 
der Abstimmung mit den fachlich betei- 
ligten Bundesressorts. 

13 

Zu Ab- 
schnitt 2.8.1 

Zu Absatz 12 

Rundfunkgebührenbefreiung 

Die Forderung nach einer Rundfunkge- 
bührenbefreiung für Grundwehrdienst- 
leistende ist vom Bundesministerium 
der Verteidigung mehrfach und mit 
Nachdruck gegenüber dem Vorsitzen- 
den der Rundfunkkommission der Mi- 
nisterpräsidenten zum Ausdruck ge- 
bracht und jeweils ablehnend beant- 
wortet worden. 

Daher wurde der Chef des Bundes- 
kanzleramtes gebeten, das Problem auf 
die Tagesordnung für Gespräche des 
Bundeskanzlers mit den Ministerpräsi- 
denten der Länder zu setzen. 

Trotz andauernder Bemühungen steht 
die angestrebte Befreiung unverändert 
aus. 

14 

Zu Ab- 
schnitt 2.8.1 

Zu Absatz 19 

„ Zählkind-Regelung '' 

Der Vorschlag, eine „Zählkind-Rege- 
lung" einzuführen, um dadurch eine fi- 
nanzielle Entlastung der Eltern Grund- 
wehrdienstleistender zu erreichen, 
wird geprüft. 

Die vom Bundesminister der Verteidi- 
gung gewünschte Änderung des Bun- 
deskindergeldgesetzes ist z. Z. nicht 
durchsetzbar. 
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15 

Zu Abschnitt 2.9 
Zu Absatz 1 

Konzeption Reservisten 

Die Konzeption Reservisten soll im 
1. Quartal 1988 erlassen werden. 

Die Konzeption ist erarbeitet und als 
interne Planungsgrundlage gebilhgt. 
Der Verteidigungsausschuß ist über 
den Sachstand informiert. Die Konzep- 
tion wird erlassen werden, wenn wei- 
tere parlamentarische Gremien bzw. 
Ministerien informiert sind und die Ent- 
scheidung über die Heeresstruktur ge- 
troffen wurde. 

16 

Zu Abschnitt 2.9 
Zu Absatz 1 

Untersuchung Wehrersatzbehörden 

Die Untersuchimg der Wehrersatzbe- 
hörden hinsichtlich ihrer Organisati- 
onsstruktur, mit der die ab 1989 anstei- 
gende Wehrübungstätigkeit bewältigt 
werden kann, dauert an. 

Sie schließt die mit der Widerspruchs- 
bearbeitung befaßten Wehrbereichs- 
verwaltungen und deren Außenstellen 
ebenso ein wie Möghchkeiten einer 
personellen Verstärkung. 

Die Untersuchung dauert an imd kann 
erst nach der planerischen Umsetzung 
der Konzeption Reservisten abge- 
schlossen werden. 

17 

Zu Abschnitt 2.9 
Zu Absatz 2 

Informationsarbeit in Reservistenan- 
gelegenheiten 

Es ist beabsichtigt, mit Informations- 
und Aufklärungsarbeit in Reservisten- 
angelegenheiten die Öffenüichkeit, die 
politischen Mandatsträger, die deut- 
sche Wirtschaft, die Medien, die 
Truppe und die Reservisten selbst über 
Rahmenbedingungen, Inhalte und 
Ziele der Konzeption eingehend und 
kontinuierlich zu informieren, um Ver- 
ständnis und Unterstützung zu gewin- 
nen. 

Ein umfangreiches Informationskon- 
zept, das den Verband der Reservisten 
der Deutschen Bundeswehr einbezieht, 
ist erarbeitet und soll mit der Konzep- 
tion Reservisten erlassen werden. Die 
Einleitung der Maßnahmen setzt je- 
doch die Freigabe bislang gesperrter 
Haushaltsmittel voraus. 


7 
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18 

Zu Abschnitt 2.9 

Wehrübungsgerechtigkeit 



Zu Absatz 4 bis 8 

Es wird nicht übersehen, daß Reservi- 
sten im Rahmen der Regelungen des 
Wehrübungs- und Mobilmachungs- 
übungserlasses unterschiedlich bela- 
stet werden. Eine grundlegende Ver- 
besserung wird mit der neuen Konzep- 
tion Reservisten angestrebt. Die Ergeb- 
nisse der beim Amt für Studien und 
Übungen der Bundeswehr kurz vor 
dem Abschluß stehenden Studie wer- 
den dabei einfließen. 

Die Studie des Amtes für Studien und 
Übungen der Bundeswehr zur Wehr- 
übungsgerechtigkeit liegt vor. Die Er- 
gebnisse waren eine Grundlage bei der 
Erarbeitung der Konzeption, die der 
Wehrübungsgerechtigkeit ein geson- 
dertes Kapitel widmet. Wesentliche 
Aussagen sind hier: 

— Verbesserungen sind nur im Rah- 
men vorgegebener Grenzen mög- 
lich, die teilweise ungleiche Bedin- 
gungen für Wehrübende schaffen 
(§ 3 WPflG). 

— Dennoch wird durch zu schaffende 

konzeptionelle, strukturelle und or- 
ganisatorische Voraussetzungen 

eine möglichst ausgewogene Bela- 
stung der verfügbaren Reservisten 
in den Laufbahnen im Frieden ange- 
strebt. 

— Neben möghchst ausgewogener 
Übungsbelastung gehören hierzu 
auch 

eine frühzeitige Kenntnis der 
Übungstermine, 

+ das Fördern der Einsicht in die 
Übungsnotwendigkeit und 
+ die Erhöhung der Attraktivität 
des Übens. 

— Die Wehrgerechtigkeit soll vor al- 
lem in den Bereichen 

-1- Beorderung in Mob-Verwen- 
dungen, 

+ Heranziehen zu Wehrübungen 
und 

+ finanzielle und soziale Maßnah- 
men 

verbessert werden. 

— Die Anforderungen an Reservisten 
durch Wehrübungen sollen insge- 
samt möglichst ausgewogen, bere- 
chenbar und planbar sein. 


8 
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19 


Zu Abschnitt 2.9 
Zu Absatz 
9 und 10 


Doppelbesetzung von Dienstposten 
bei Mob-Übungen 

Der Bundesminister der Verteidi- 
gung wird veranlassen, daß im Wehr- 
übungs- und Mobilmachungsübungs- 
erlaß nachhaltiger als bisher gefordert 
wird, bei Spezialpersonal durch recht- 
zeitige Absprachen zwischen Truppe, 
KWEA und Reservist eine Doppelbeset- 
zung von Dienstposten bei einer MobiT 
machungsübung zu vermeiden. Auch 
wird die bisher rechtlich nicht gege- 
bene Möglichkeit, den Betroffenen in 
einem solchen Fall aus der Mobilma- 
chungsübung zu entlassen, auf Reali- 
sierbarkeit untersucht werden. 


§ 29 Wehrpflichtgesetz sieht eine vor- 
zeitige Entlassung mangels Verwen- 
dungsmöglichkeit zur Zeit nicht vor. 

Die Prüfung,^ wie eine rechtliche Rege- 
lung geschaffen werden kann, in den 
angesprochenen Fällen den Betroffe- 
nen vorzeitig die Wehrübung beenden 
zu lassen, dauert an. 

Eine durchgreifende Abhilfe zur Ver- 
meidung von Doppelbesetzungen ist 
hauptsächlich von den noch zu entwik- 
kelnden Wehrübungskonzepten der 
Teilstreitkräfte abhängig. Daher kön- 
nen die Untersuchungen erst nach Er- 
arbeiten dieser Grundlagen abge- 
schlossen und wirksam werden. 


20 


Zu Abschnitt 2.9 
Zu Absatz 
11 und 12 


Wehrübungsplanung 

Um die Reservisten möglichst frühzeitig 
über eine bevorstehende Wehrübung 
zu unterrichten, anzuhören und einzu- 
berufen, wird zur Zeit geprüft, ob die 
Truppe ihren Bedarf bereits ein Jahr vor 
Übungsbeginn anfordern kann und ob 
eine Wehrübungsplanung für mehrere 
Kalenderjahre im voraus möglich ist. 


Die Konzeption Reservisten fordert 
grundsätzlich die Ankündigung von 
Wehrübungen ein Jahr vor Übungsbe- 
ginn. Die praktische Umsetzung wird 
im Rahmen der Folgemaßnahmen un- 
tersucht. Dabei ist schon jetzt erkenn- 
bar, daß umfangreiche administrative 
Abstimmungen und Verfahrensände- 
rungen erforderlich werden, die nicht 
ausschließlich in die Zuständigkeit des 
Bundesministeriums der Verteidigung 
fallen (z. B. Verteilung von NATO- 
Truppenübungsplätzen). Über die o. a. 
Festlegung hinausgehende Ankündi- 
gungen von Übungsterminen werden 
nur unverbindlich als Anhalt realisier- 
bar sein. 
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Zu Abschnitt 2.10 Aufwandsvergütung bei Übungen im 
Zu Absatz 3 Ausland 

Die Aufwandsvergütung bei Übungen 
wurde nach einer umfassenden Prü- 
fung mit Wirkung vom 1. Januar 1986 
deutlich erhöht. Sollte sich herausstei- 
len, daß aufgrund veränderter Verhält- 
nisse in einem Land die Abfindung un- 
zureichend geworden ist, kann eine 
Anpassung vorgenommen werden. 


Aufgrund der Preis- und Währungsent- 
wicklung mußte auf Vorgabe des Bun- 
desministers des Innern eine Rückstu- 
fung in der Ländergruppeneinteilung 
u. a. auch für USA (von IV in III) und 
Kanada (von III in II) zum 1. Oktober 
1987 hingenommen werden. Für die 
USA bedeutet das die Kürzung der Auf- 
wandsvergütung um 1 DM, für Kanada 
um 5 DM. 


Da eine Korrektur derzeit nicht möglich 
ist, soll durch Vorort-Untersuchungen 
besonders für die Standorte GOOSE 
BAY und SHILO versucht werden, Ver- 
besserungen bei der Aufwandsvergü- 
tung für die übende Truppe zu errei- 
chen; hierbei sollen die örtlichen Ver- 
hältnisse besonders berücksichtigt wer- 
den. 
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Zu Abschnitt 2.10 
Zu Absatz 4 

Sanitätsdienstliche Versorgung in Bu- 
del/NL 

Zur vorübergehenden Losung des Pro- 
blems wird seit 1. April 1987 ein grund- 
wehrdienstleistender Sanitätsoffizier 
zusätzlich in Budel eingesetzt. Der 
Standortbefehl, in dem die Mitbehand- 
lung von Familienangehörigen unter- 
sagt wurde, ist mit Weisung vom 
1. April 1987 aufgehoben. 

Maßnahmen zur endgültigen Lösung 
des Problems wurden eingeleitet. 

Mit Wirkung vom 1. Januar 1988 wur- 
de die Verpflichtung von Sanitäts- 
offizieren zur ärztlichen Versorgung 
der Familienangehörigen im Ausland 
— mit Ausnahme der Standorte Beja 
und Decimomanu — aufgehoben, weil 
die Versorgung durch niedergelassene 
Ärzte/Zahnärzte gewährleistet ist. Dies 
gilt besonders im Hinblick auf die den 
deutschen Lebensbedingungen nahezu 
gleichen Verhältnisse im Standort Bu- 
del, Die Behandlung von Familienan- 
gehörigen durch Sanitätsoffiziere ist 
u. a. dort nur noch im Rahmen einer 
freiwilligen Nebentätigkeit möglich. 
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Zu Abschnitt 2.10 
Zu Absatz 4 

Mitflugerlaß 

Der Neufassungsentwurf der Mitflug- 
bestimmungen wird z. Z. mit dem Bun- 
desministerium der Finanzen verhan- 
delt. Mit dem Abschluß der Verhand- 
lungen und der Veröffentlichung des 
Erlasses ist innerhalb des 2. Halbjahres 
1987 zu rechnen. 

Der Bundesminister der Verteidigung 
beabsichtigt, mit der Deutschen Luft- 
hansa eine Rugpreisermäßigung für 
Bedienstete des Bundes grundsätzlich 
zu erörtern. Dabei soll auch ein vom 
Bundesministerium der Verteidigung 
vorgeschlagener Sondertarif für die 
Soldaten und ihre Familienmitglieder 
in den Gesamtkomplex mit aufgenom- 
men werden. 

Wegen des langwierigen Abstim- 
mungsprozesses kann mit dem Ab- 
schluß der Verhandlungen erst inner- 
halb des Jahres 1988 gerechnet wer- 
den. 
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Zu Abschnitt 2.10 
Zu Absatz 5 

Wohnraumversorgung im Ausland 

Die Bundeswehrverwaltungsstelle ist 
verstärkt bemüht, Wohnungen in 
Bej a/Portugal, die vor Jahren mangels 
Eigenbedarfs der Bundeswehr portu- 
giesischen Ortskräften überlassen wor- 
den sind, für die Bundeswehr zurückzu- 
gewinnen. 

Über die angesprochenen, andauern- 
den Bemühungen hinaus wird weiter- 
hin versucht, Wohnungen von portu- 
giesischen Eigentümern für Bundes- 
wehr-Angehörige zu gewinnen. 

Über Neu-Maßnahmen zur Erweite- 
rung des Bestandes an Dienstwohnun- 
gen kann erst nach Abschluß der Ver- 
handlungen über die künftige Nutzung 
der Luftwaffen-Basis Beja entschieden 
werden. 
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Zu Abschnitt 2.10 
Zu Absatz 

9 und 10 

Heimaturlaubsverordnung 

Auch der Bundesminister der Verteidi- 
gung bewertet die Regelungen der Hei- 
maturlaubsverordnung als kompliziert 
und wird deshalb erneut den für das 
Urlaubsrecht des öffentlichen Dienstes 
federführend zuständigen Bundesmini- 
ster des Innern bitten, die Verordnung 
zu novellieren. 

Wie beabsichtigt, wurde der Bundesmi- 
nister des Innern am 27. April 1987 um 
eine Novellierung der Verordnung ge- 
beten. Eine Rückäußerung des zu betei- 
ligenden Auswärtigen Amtes steht 
noch aus. 
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Zu Abschnitt 2.10 
Zu Absatz 1 1 

Auslands-lnformationsschriften 

Die inzwischen gesammelten Erfahrun- 
gen mit den Informationsschriften wer- 
den mit dem Ziel einer zusammenge- 
faßten Darstellung ausgewertet. 

Die Überarbeitung der Heftreihe „Als 
Soldat der Bw in ... " wird mit dem Dä- 
nemark-Heft abgeschlossen. In Verbin- 
dung mit „den Merkblättern über die 
Rechtsstellung der Bundeswehr, ihrer 
Soldaten und ihres zivilen Personals 
einschl. Familienangehörigen bei 
dienstlichem Aufenthalt in ... " stehen 
somit aktualisierte Informationsunter- 
lagen in mittlerweile bewährter Form 
zu den einzelnen Ländern zur Verfü- 
gung. Auf eine zusammenfassende 
Darstellung kann daher verzichtet wer- 
den. 
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Zu Abschnitt 3 

Zu Absatz 4 

Erlaß Erzieherische Maßnahmen und 
Vertrauensmännerwahlgesetz 

Sowohl bei der Überarbeitung des Er- 
lasses Erzieherische Maßnahmen als 
auch bei der Novellierung des Vertrau- 
ensmänner-Wahlgesetzes und der 
Überarbeitung der ZDv 10/2 „Der Ver- 
trauensmann" wird angestrebt, die Än- 
derungen bis Anfang 1988 in Kraft zu 
setzen. Dabei ist beabsichtigt, die Än- 
derungen durch ausführliche Informa- 
tionen der Truppe vorab bekanntzuma- 
chen und die erforderliche Ausbildung 
durch entsprechende Ausbildungshil- 
fen zu unterstützen. 

Die Neufassung des Erlasses Erzieheri- 
sche Maßnahmen wurde am 2. Februar 
1988 durch den Bundesminister der 
Verteidigung gebilligt. Die Erarbeitung 
von Ausbildungsmaterialien wird zur 
Zeit abgeschlossen. Nach einer vorge- 
schalteten Ausbildungsphase ist beab- 
sichtigt, den Erlaß noch in diesem Jahr 
in Kraft zu setzen. Die Vorbereitungen 
zur Änderung der ZDv 10/2 „Der Ver- 
trauensmann" sind abgeschlossen. Der 
Zeitpunkt des Inkraftsetzens ist abhän- 
gig vom Abschluß der noch andauern- 
den Novellierung des Vertrauensmän- 
ner-Wahlgesetzes. Sie soll noch 1988 
vollzogen werden. 
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Zu Abschnitt 3 

Zu Absatz 8 

Absicherung gegen Arbeitslosigkeit 

Das Bundeskabinett hat am 7. April 
1987 der finanziellen Absicherung aus- 
scheidender Soldaten auf Zeit — mit ei- 
ner Verpfhchtungszeit über zwei und 
bis zu sechs Jahren — gegen Arbeitslo- 
sigkeit zugestimmt. 

Die Achte Novelle zum Soldatenversor- 
gungsgesetz vom 16. August 1987 ist 
rückwirkend zum 1. Januar 1987 in 
Kraft getreten. Danach können ehema- 
lige Soldaten auf Zeit mit einer effekti- 
ven Dienstzeit von zwei bis innerhalb 
sechs Jahren im Falle der Arbeitslosig- 
keit eine Arbeitslosenbeihilfe erhalten. 
Darüber hinaus haben alle Soldaten auf 
Zeit — auch die mit einer Dienstzeit von 
sechs bis 15 Jahren — künftig im Falle 
der Bedürftigkeit einen Anspruch auf 
Arbeitslosenhilfe. 
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